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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 21/473 
Landtag (zu Drs. 21/360) 
21. Wahlperiode 24. Mai 2024 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE 
LINKE 

PPL 11 Justiz (Land) – Zehn weitere Stellen bei der Staatsanwaltschaft 
 

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre 2024 
und 2025 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

I. Der Produktgruppenhaushalt wird wie folgt geändert: 

 
 Nr. Bezeichnung 

Produktplan: 11 Justiz 

Produktbereich: 11.03 Staatsanwaltschaft 

Produktgruppe: 11.03.02 Staatsanwaltschaft Bremen (L) 
 

Der Anschlag bei den Personalausgaben wird für das Jahr 2024 um 193,9 Tsd. EUR erhöht. 

Der Anschlag bei den Personalausgaben wird für das Jahr 2025 um 796,8 Tsd. EUR erhöht. 

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2024 um 32,3 Tsd. 
EUR erhöht. 

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2025 um 97,0 Tsd. 
EUR erhöht. 

 

Die Zielzahl erhöht sich für das Jahr 2024 von 169,17 VZE um 10,0 VZE auf 179,17 VZE. 

Das Stellenvolumen wird für das Jahr 2024 entsprechend um 10,0 Stellen erhöht.  

Die Zielzahl erhöht sich für das Jahr 2025 von 169,17 VZE um 10,0 VZE auf 179,17 VZE. 

Das Stellenvolumen wird für das Jahr 2025 entsprechend um 10,0 Stellen erhöht. 
 Nr. Bezeichnung 

Produktplan: 11 Justiz 

Produktbereich: 11.04 Justizvollzug (L) 

Produktgruppe: 11.04.01 Justizvollzugsanstalt (L) 
 

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2024 um 80 Tsd. 
EUR reduziert. 

Der Anschlag bei den sonstigen konsumtiven Ausgaben wird für das Jahr 2025 um 160 Tsd. 
EUR reduziert. 
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II. In konkreter Umsetzung wird der kamerale Haushaltsplan wie folgt ergänzt bzw. geändert: 
 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 01 Justiz und Verfassung 

Kapitel: 0111 Staatsanwaltschaft Bremen 

Titel: 42201-0 Bezüge planmäßiger Beamten und Richter 
 
Der Anschlag wird für das Jahr 2024 von 4.767.970 EUR um 193.970 EUR auf 4.961.940 
EUR erhöht. 

Der Anschlag wird für das Jahr 2025 von 4.767.970 EUR um 796.700 EUR auf 5.564.670 
EUR erhöht. 
 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 01 Justiz und Verfassung 

Kapitel: 0111 Staatsanwaltschaft Bremen 

Titel: 511 04-7 Arbeitsplatzausstattung für das Projekt e-justice 
 
Der Anschlag wird für das Jahr 2024 von 0 EUR um 32.330 EUR auf 32.330 EUR erhöht. 

Der Anschlag wird für das Jahr 2025 von 0 EUR um 97.000 EUR auf 97.000 EUR erhöht. 

 

Die Deckung erfolgt durch Minderung des Anschlages 
 Nr. Bezeichnung 

Einzelplan: 01 Justiz und Verfassung 

Kapitel: 0120 Justizvollzugsanstalt Bremen 

Titel: 632 21-3 An NI, Erstattung von Kosten für die Unterbringung 
Bremer Gefangener 

 

Der Anschlag wird für das Jahr 2024 von 2.500.000 EUR um 80.000 EUR auf 2.420.000 
EUR reduziert. 

Der Anschlag wird für das Jahr 2025 von 2.500.000 EUR um 160.000 EUR auf 2.340.000 
EUR reduziert. 

Die restliche Deckung erfolgt durch Entnahme aus zentraler Stabilitätsrücklage bei der 
Haushaltsstelle 0980.359 80-8. Die konkrete Deckung wird im Rahmen der Schlussanträge 
dargestellt. 

 
 
 
Beschlussempfehlung: 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag zu. 
 

 

Mustafa Güngör und die Fraktion der SPD 

Dr. Henrike Müller und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Sofia Leonidakis und Nelson Janßen und die Fraktion DIE LINKE 
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